
 

 

 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 
GENERALDIREKTION FINANZSTABILITÄT, FINANZDIENSTLEISTUNGEN UND 
KAPITALMARKTUNION 
 

Brüssel, 8. Februar 2018 

MITTEILUNG 

 

DER AUSTRITT DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS UND DIE EU-VORSCHRIFTEN IM 

BEREICH ABSCHLUSSPRÜFUNGEN 

Am 29. März 2017 hat das Vereinigte Königreich gemäß Artikel 50 des Vertrags über die 

Europäische Union seine Absicht mitgeteilt, aus der Union auszutreten. Dies bedeutet, 

dass das gesamte Primär- und Sekundärrecht der Union ab dem 30. März 2019, um 

00:00 Uhr (MEZ) (im Folgenden das „Austrittsdatum“)
1
 nicht mehr für das Vereinigte 

Königreich gilt, es sei denn, ein ratifiziertes Austrittsabkommen sieht ein anderes Datum 

vor
2
. Das Vereinigte Königreich wird dann zu einem „Drittland“

3
. 

Die Vorbereitung auf den Austritt ist nicht nur eine Angelegenheit der EU und der 

nationalen Behörden, sondern betrifft auch private Akteure.  

Angesichts der erheblichen Ungewissheit‚ insbesondere hinsichtlich des Inhalts eines 

möglichen Austrittsabkommens, sind Abschlussprüfer und Unternehmen, die der 

Prüfungspflicht unterliegen, auf rechtliche Auswirkungen hinzuweisen, die zu 

berücksichtigen sind, wenn das Vereinigte Königreich zu einem Drittland wird
4
. 

Vorbehaltlich etwaiger Übergangsbestimmungen, die in einem möglichen 

Austrittsabkommen enthalten sein können, gelten die EU-Regeln für die 

Abschlussprüfung (insbesondere die Abschlussprüfungs-Richtlinie
5
) ab dem 

                                                 
1 Der Europäische Rat kann im Einvernehmen mit dem Vereinigten Königreich gemäß Artikel 50 

Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union einstimmig beschließen, dass die Verträge zu einem 

späteren Zeitpunkt keine Anwendung mehr finden. 

2 Derzeit werden Verhandlungen mit dem Vereinigten Königreich über ein Austrittsabkommen geführt. 

3 Ein Drittland ist ein Land, das nicht Mitglied der EU ist. 

4 Für Verfahren zur Zulassung von Abschlussprüfern gemäß Artikel 14 der Abschlussprüfungs-

Richtlinie, die am Austrittsdatum noch laufen, wird im Gemeinsamen Bericht der Verhandlungsführer 

der Europäischen Union und der Regierung des Vereinigten Königreichs über die Fortschritte in 

Phase 1 der Verhandlungen nach Artikel 50 des EUV über den geordneten Austritt des Vereinigten 

Königreichs aus der Europäischen Union festgestellt, dass bei den unter diesen Bericht fallenden 

Personen die Verfahren nach Unionsrecht abgeschlossen werden (Randnummer 32 des Berichts): 

https://ec.europa.eu/commission/publications/joint-report-negotiators-european-union-and-united-

kingdom-government-progress-during-phase-1-negotiations-under-article-50-teu-united-kingdoms-

orderly-withdrawal-european-union_en (auf Englisch).  

5  Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über 

Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen (ABl. L 157 vom 

9.6.2006, S. 87). 

https://ec.europa.eu/commission/publications/joint-report-negotiators-european-union-and-united-kingdom-government-progress-during-phase-1-negotiations-under-article-50-teu-united-kingdoms-orderly-withdrawal-european-union_en
https://ec.europa.eu/commission/publications/joint-report-negotiators-european-union-and-united-kingdom-government-progress-during-phase-1-negotiations-under-article-50-teu-united-kingdoms-orderly-withdrawal-european-union_en
https://ec.europa.eu/commission/publications/joint-report-negotiators-european-union-and-united-kingdom-government-progress-during-phase-1-negotiations-under-article-50-teu-united-kingdoms-orderly-withdrawal-european-union_en
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Austrittsdatum nicht mehr für das Vereinigte Königreich. Dies hat insbesondere die 

folgenden Auswirkungen: 

1. BERECHTIGUNG ZUR DURCHFÜHRUNG VON ABSCHLUSSPRÜFUNGEN IN DER EU 

 Ab dem Austrittsdatum werden natürliche Personen, die im Vereinigten Königreich 

als Prüfer zugelassen sind (im Folgenden „Prüfer aus dem Vereinigten Königreich“) 

als Prüfer aus einem Drittland angesehen und gelten nicht mehr als Abschlussprüfer 

für die Zwecke der Abschlussprüfungs-Richtlinie
6
. Vom Vereinigten Königreich 

zugelassene Prüfungsunternehmen (im Folgenden „Prüfungsunternehmen aus dem 

Vereinigten Königreich“) werden als Prüfungsunternehmen aus einem Drittland 

angesehen und gelten nicht mehr als Prüfungsgesellschaften für die Zwecke der 

Abschlussprüfungs-Richtlinie. Weder Prüfer aus dem Vereinigten Königreich noch 

Prüfungsunternehmen aus dem Vereinigten Königreich werden berechtigt sein, nach 

dem Recht eines Mitgliedstaats vorgeschriebene Abschlussprüfungen gemäß der 

Abschlussprüfungs-Richtlinie durchzuführen. 

 Eine in einem EU-27-Mitgliedstaat zugelassene Prüfungsgesellschaft sollte sorgfältig 

prüfen, ob sie nach dem Austrittsdatum weiterhin die in Artikel 3 Absatz 4 der 

Abschlussprüfungs-Richtlinie festgelegten Voraussetzungen erfüllt, insbesondere in 

Bezug auf Stimmrechte und die Zusammensetzung ihres Verwaltungs- oder 

Leitungsorgans. 

2. REGISTRIERUNG VON PRÜFERN UND PRÜFUNGSUNTERNEHMEN AUS EINEM 

DRITTLAND 

 Ab dem Austrittsdatum muss ein Prüfer aus dem Vereinigten Königreich oder ein 

Prüfungsunternehmen aus dem Vereinigten Königreich, der/das einen 

Bestätigungsvermerk zu dem Jahresabschluss oder konsolidierten Abschluss eines 

Unternehmens mit Sitz außerhalb der Union erteilt, dessen übertragbare Wertpapiere 

zum Handel an einem geregelten Markt
7
 eines EU-Mitgliedstaats zugelassen sind, 

gemäß Artikel 45 der Abschlussprüfungs-Richtlinie in diesem Mitgliedstaat als Prüfer 

aus einem Drittland oder als Prüfungsunternehmen aus einem Drittland
8
 registriert 

sein.  

 Ohne eine solche Registrierung haben Bestätigungsvermerke im betreffenden 

Mitgliedstaat keine Rechtswirkung. 

 Gemäß Artikel 45 der Abschlussprüfungs-Richtlinie registrierte Prüfer aus dem 

Vereinigten Königreich oder Prüfungsunternehmen aus dem Vereinigten Königreich 

                                                 
6 Nach Artikel 44 der Abschlussprüfungs-Richtlinie könnte ein Prüfer aus dem Vereinigten Königreich 

als Prüfer aus einem Drittland die Zulassung als Abschlussprüfer in einem Mitgliedstaat anstreben; 

diese Zulassung erfolgt allerdings unter anderem auf der Grundlage der Gegenseitigkeit. Nach 

Artikel 44 der Abschlussprüfungs-Richtlinie zugelassene Prüfer aus einem Drittland unterliegen der 

Kontrolle durch die zuständigen Stellen des Mitgliedstaats. 

7 Mit Ausnahme von Emittenten von Schuldtiteln mit hoher Stückelung (vgl. Artikel 45 Absatz 1 der 

Abschlussprüfungs-Richtlinie). 

8 Artikel 16 Absatz 2 und Artikel 17 Absatz 2 der Abschlussprüfungs-Richtlinie. 
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unterliegen grundsätzlich dem öffentlichen Aufsichtssystem, dem 

Qualitätssicherungssystem sowie den Untersuchungen und Sanktionen in dem 

Mitgliedstaat der Registrierung (vgl. Artikel 45 Absatz 3 der Abschlussprüfungs-

Richtlinie)
9
. 

3. SONSTIGE ASPEKTE 

 Prüfung konsolidierter Abschlüsse von Unternehmen in der EU mit 

Tochtergesellschaften im Vereinigten Königreich: Gemäß Artikel 27 

(Abschlussprüfungen von konsolidierten Abschlüssen) der Abschlussprüfungs-

Richtlinie muss der/die in einem Mitgliedstaat zugelassene Abschlussprüfer oder 

Prüfungsgesellschaft, der/die als Konzernabschlussprüfer eines Unternehmens in der 

EU tätig wird, im Hinblick auf die Prüfung der im Vereinigten Königreich ansässigen 

Tochtergesellschaften dieses Unternehmens berücksichtigen, dass er/sie für die 

Zwecke des genannten Artikels als Prüfer oder als Prüfungsunternehmen aus einem 

Drittland gilt (z. B. unterliegt die Arbeit des Prüfers oder Prüfungsunternehmens aus 

dem Vereinigten Königreich der Bewertung und Überprüfung durch den 

Konzernabschlussprüfer). 

 Zusammenarbeit von EU-Abschlussprüfern und -Prüfungsgesellschaften mit den 

zuständigen Behörden des Vereinigten Königreichs: Gemäß Absatz 5 

Unterabsatz 2 des Artikels 23 (Verschwiegenheitspflicht und Berufsgeheimnis) der 

Abschlussprüfungs-Richtlinie kann der/die in einem Mitgliedstaat zugelassene 

Abschlussprüfer oder Prüfungsgesellschaft, der/die bei einem Unternehmen in der EU, 

das zu einem Konzern gehört, dessen Muttergesellschaft ihren Sitz im Vereinigten 

Königreich hat, oder bei einem Unternehmen in der EU, das im Vereinigten 

Königreich Wertpapiere ausgegeben hat, die Abschlussprüfung durchführt, die 

Arbeitspapiere oder anderen Unterlagen, die die Abschlussprüfung bei dem geprüften 

Unternehmen in der EU betreffen, nur unter den in Artikel 47 der Abschlussprüfungs-

Richtlinie festgelegten Bedingungen an die zuständigen Behörden des Vereinigten 

Königreichs weiterleiten. Dies erfordert insbesondere die Einwilligung des 

betreffenden Mitgliedstaats und das Bestehen von Gegenseitigkeitsvereinbarungen 

zwischen den zuständigen Behörden. 

 

Unbeschadet der vorstehenden Hinweise besteht für die zuständigen Stellen eines 

Mitgliedstaats die Möglichkeit, Prüfer aus Drittländern als Abschlussprüfer gemäß 

Artikel 44 der Abschlussprüfungs-Richtlinie zuzulassen. 

Auf der Website der Kommission über die Prüfung von Unternehmensabschlüssen 

(https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/company-reporting-and-

auditing/auditing-companies-financial-statements_en) sind allgemeine Informationen zu 

Abschlussprüfungen (auf Englisch) verfügbar. Die entsprechenden Seiten werden 

gegebenenfalls mit zusätzlichen Informationen ergänzt.   

 

 

                                                 
9 Unbeschadet der Ausnahmen bei Gleichwertigkeit (vgl. Artikel 46 der Abschlussprüfungs-Richtlinie).   

https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/company-reporting-and-auditing/auditing-companies-financial-statements_en
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/company-reporting-and-auditing/auditing-companies-financial-statements_en


 

4 

Europäische Kommission 
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